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Postulate fordern besseren Schutz der
„Marke Schweiz“

Strukturpolitik

Die Bezeichnung „Schweiz“ wird oft bei in- und ausländischen Produkten als Mittel zur
Verkaufsförderung eingesetzt. Mit dem Argument der besseren Information der
Konsumenten, aber auch des Schutzes einheimischer Produzenten vor unfairer
ausländischer Konkurrenz reichten Nationalrätin Hutter (svp, SG; 06.3056) und
Ständerätin Fetz (sp, BS) Postulate für einen besseren Schutz der „Marke Schweiz“ und
des Schweizer Wappens ein. Beide Parlamentskammern überwiesen diese Vorstösse
mit dem Einverständnis der Landesregierung. In seiner Antwort auf das Postulat Fetz
machte Justizminister Blocher aber darauf aufmerksam, dass bei der Schaffung von
gesetzlichen Schutzbestimmungen heikle Definitionsprobleme zu lösen wären, da heute
– abgesehen von der Landwirtschaft – kaum mehr ein Produkt zu hundert Prozent in
einem einzigen Land entwickelt und hergestellt werde. 1

POSTULAT
DATUM: 09.06.2006
HANS HIRTER

Die Bezeichnung «Schweiz» und auch die Schweizer Flagge werden oft bei in- und
ausländischen Produkten als Mittel zur Verkaufsförderung eingesetzt. Damit soll meist
die Assoziation zu bekannten schweizerischen Qualitätserzeugnissen wie etwa Uhren
hergestellt werden. Um dies für im Ausland hergestellte Produkte, die mit der Schweiz
nichts zu tun haben, zu unterbinden, reichten Nationalrätin Hutter (svp, SG) und
Ständerätin Fetz (sp, BS) Postulate für einen besseren Schutz der «Marke Schweiz»
und des Schweizer Wappens ein. Sie führten dabei neben dem Argument der besseren
Information der Konsumenten auch den Schutz einheimischer Produzenten vor unfairer
ausländischer Konkurrenz ins Feld. Beide Parlamentskammern überwiesen diese
Vorstösse mit dem Einverständnis der Landesregierung. In seiner Antwort auf das
Postulat Fetz gab Justizminister Blocher aber auch zu bedenken, dass bei der Schaffung
von gesetzlichen Schutzbestimmungen heikle Definitionsprobleme zu lösen wären, da
heute – abgesehen von der Landwirtschaft – kaum mehr ein Produkt vollständig in
einem einzigen Land entwickelt und hergestellt werde. 2

POSTULAT
DATUM: 23.06.2006
HANS HIRTER

Swissness-Vorlage (BRG 09.086)

Nationale Identität

Der Bundesrat gab, wie vom Parlament im Vorjahr gefordert, gegen Jahresende den
Vorentwurf für ein Gesetz zum Schutz der Marke Schweiz und des Schweizer Wappens
in die Vernehmlassung. Beim Wappen definierte er den genauen Farbton des roten
Hintergrundes (Pantone 485). Zudem bestätigte er die weltweit einzigartige
quadratische Form der Fahne und legte die genauen Grössenverhältnisse und die
Positionierung der weissen Balken fest. Vor allem von wirtschaftlicher Bedeutung ist die
Frage, unter welchen Bedingungen das Wappen und die Bezeichnung «Swiss Made» in
der Werbung und Etikettierung von Produkten verwendet werden dürfen. Neu soll dies
nur noch dann möglich sein, wenn mindestens 60 Prozent der Herstellungskosten einer
Ware im Inland angefallen sind. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.07.2007
HANS HIRTER

Die Vernehmlassung über den Vorentwurf für ein Gesetz zum Schutz der Marke
Schweiz und des Schweizer Wappens ergab einige Kritik. Einerseits wurde die
Bestimmung kontrovers beurteilt, dass bei Industrieprodukten ein Mindestanteil von 60
Prozent der Herstellungskosten in der Schweiz anfallen muss, wenn das Erzeugnis die
Bezeichnung «Swiss made» tragen soll. Andererseits kritisierten einige Firmen und
Interessenverbände, die bisher das Schweizer Wappen – Schild mit Schweizer Kreuz –
verwendet hatten, dass sie in Zukunft nur noch die Schweizer Fahne oder das
Schweizer Kreuz auf ihren Produkten oder in ihrem Logo einsetzen dürfen. Die
Bundesverwaltung konterte dies mit dem Hinweis, dass die Verwendung des Wappens
bereits heute auf der Grundlage des Wappenschutzgesetzes von 1931 an sich nicht
erlaubt sei und das neue Gesetz in dieser Beziehung deshalb keine Verschärfung
darstelle. Im Oktober beauftragte der Bundesrat das EJPD mit der Ausarbeitung einer
Gesetzesvorlage. Dabei ging er auf die Vernehmlassungsergebnisse ein, indem er
beschloss, dass Firmen und andere Institutionen, welche das Schweizer Wappen seit

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.10.2008
HANS HIRTER
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Jahrzehnten auf ihren Produkten oder in ihrem Logo verwendet haben, dies auch
weiterhin tun dürfen. 4

Die Vernehmlassung über den Vorentwurf für ein Gesetz zum Schutz der Marke
Schweiz und des Schweizer Wappens ergab einige Kritik. Umstritten war insbesondere
die Bestimmung, dass bei Industrieprodukten ein Mindestanteil von 60% der
Herstellungskosten in der Schweiz anfallen muss, wenn das Erzeugnis die Bezeichnung
„Swiss made“ trägt. In der Schweiz angefallene Forschungs- und Entwicklungskosten
dürfen dabei mit eingerechnet werden. Namentlich für Vertreter der Uhrenindustrie,
die alle Rohstoffe aus dem Ausland importieren muss, lag diese Grenze zu hoch.
Konsumentenvertreter verlangten auf der anderen Seite, dass bei verarbeiteten
Lebensmitteln der Minimalanteil einheimischer Wertschöpfung auf mindestens 90%
angesetzt werden muss. Damit soll verhindert werden, dass beispielsweise mit
ausländischer Milch im Inland hergestellter Käse als Schweizer Käse verkauft werden
darf. Im Oktober beauftragte der Bundesrat das EJPD mit der Ausarbeitung einer
Gesetzesvorlage. Er versprach dabei, die eingegangenen Einwände gegen den 60%-
Anteil der Wertschöpfung für den Lebensmittelbereich noch einmal zu überprüfen. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.10.2008
HANS HIRTER

Im November publizierte der Bundesrat seine Botschaft zur Änderung des
Markenschutzgesetzes und zu einem neuen Bundesgesetz über den Schutz des
Schweizerwappens und anderer öffentlicher Zeichen (so genannte Swissness-Vorlage).
Die Herkunftsbezeichnung Schweiz (und die damit oft in Zusammenhang gebrachten
Charakteristiken wie Qualität, Zuverlässigkeit etc.) erwirkt nach Ansicht des
Bundesrates für eine Vielzahl von Produkten einen Mehrwert im internationalen
Wettbewerb. Da die Marke Schweiz aber bisher kaum oder gar nicht definiert ist, wird
sie auch von Anbietern verwendet, deren Produkte wenig bis gar keinen Zusammenhang
mit der Schweiz haben. Dasselbe gilt auch für die Verwendung des schweizerischen
Wappens. Die angestrebte genaue Definition der Herkunft einer Ware oder
Dienstleistung ist allerdings in der heutigen globalisierten und hoch arbeitsteiligen
Wirtschaft alles andere als einfach. Der Bundesrat schlug vor, bei unverarbeiteten
Naturprodukten (Metalle, Lebensmittel) den Ort der Gewinnung (Erzmine, Ernteort) als
einziges Kriterium zuzulassen. Bei verarbeiteten Produkten wird hingegen von einem
Mindestanteil des Wertzuwachses ausgegangen. Für die verarbeiteten Naturprodukte
müssen mindestens 80% des Gewichts der Rohstoffe oder der Zutaten, aus denen sich
das Produkt zusammensetzt, aus dem Inland stammen. Bei industriellen Erzeugnissen
müssen mindestens 60% der Herstellungskosten des Produkts in der Schweiz anfallen.
Dabei dürfen die Forschungs- und Entwicklungskosten berücksichtigt werden, nicht
hingegen die Vermarktungs- und Servicekosten. Ausnahmen von dieser Regelung sind
aber in bestimmten Fällen zugelassen. So etwa bei verarbeiteten Produkten, deren
hauptsächliche Rohstoffe in der Schweiz nicht oder nur in ungenügenden Mengen
vorkommen (z.B. Kakao für die Schokoladeherstellung oder Seide für Textilien).
Erforderlich ist in diesen Fällen aber, dass das Produkt erst durch die Verarbeitung
seine besondere Eigenschaft erhält (z.B. Verarbeitung von Milch zu Käse oder
Metallteilen zu einer Uhr). Die geschützte Herkunftsangabe kann auch für
Dienstleistungen beansprucht werden. Ein Unternehmen muss dafür aber nicht nur
eine Postadresse, sondern ein Zentrum der tatsächlichen Verwaltung in der Schweiz
haben. Einige schweizerische Produzenten reagierten auf die Vorschläge negativ und
bezeichneten die postulierten Grenzwerte als zu anspruchsvoll. Für die
Konsumentenorganisationen gingen demgegenüber die Ausnahmeregelungen bei
Produkten, deren Hauptkomponenten in der Schweiz knapp sind, zu weit (als mögliches
negatives Beispiel wurde die Verwendung von brasilianischem Rindfleisch zur
Produktion von schweizerischem Bündner Trockenfleisch erwähnt).

Das neue Bundesgesetz über den Schutz des Schweizerwappens und anderer
öffentlicher Zeichen führt eine klar definierte Unterscheidung ein: Das Wappen
(Schweizerkreuz in einem Wappenschild) der Eidgenossenschaft darf grundsätzlich nur
noch von dieser selbst oder von ihren Einheiten verwendet werden. Den wenigen
Firmen, die das Schweizerwappen seit Jahrzehnten für Waren und Dienstleistungen aus
der Schweiz verwenden, kann das EJPD ein Weiterbenutzungsrecht erteilen. Die
Schweizerfahne und das Schweizerkreuz hingegen dürfen künftig von allen Herstellern
von Produkten und Anbietern von Dienstleistungen verwendet werden, welche die
Voraussetzungen zur Verwendung der Markenbezeichnung «Schweiz» erfüllen. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.11.2009
HANS HIRTER
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Obschon sich das Parlament bis Ende des Berichtsjahrs noch nicht mit der Swissness-
Vorlage beschäftigt hat, wurde die Ende 2009 vom Bundesrat vorgelegte Botschaft in
den Medien häufig thematisiert. Kritik wurde insbesondere aus der Lebensmittel- und
Uhrenbranche laut. Aber auch Unternehmen des Detailhandels sorgten sich um ihre
Wettbewerbsfähigkeit. Vorbehalte wurden v.a. in Bezug auf die vorgesehene
Ausgestaltung des Rohstoff- und des Wertschöpfungskriteriums laut. Ersteres
bestimmt, dass grundsätzlich 80% des Rohstoffgewichts eines Nahrungsmittels
schweizerischer Provenienz sein muss, um unter Schweizer Herkunftsangabe
vermarktet werden zu können (Ausnahmen gelten für Rohstoffe, die in der Schweiz
nicht, oder vorübergehend nicht in genügender Menge, vorkommen). Für die
industriellen Produkte soll die analoge Regel einer mindestens sechzigprozentigen
Wertschöpfung gelten. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.10.2010
SUZANNE SCHÄR

Im Berichtsjahr setzte sich das eidgenössische Parlament auf intensive Art und Weise
mit der Swissness-Vorlage auseinander. Die entsprechende Botschaft hatte der
Bundesrat bereits im Jahr 2009 verabschiedet. Die Landesregierung hatte sich mit
diesem Geschäft zum Ziel gesetzt, die « Marke Schweiz », deren Mehrwert gemäss
Schätzungen rund 5,8 Milliarden Franken pro Jahr betrug, langfristig zu erhalten und
ihre Stellung zu sichern. Dazu sollte das Bundesgesetz über den Schutz von Marken und
Herkunftsangaben (Markenschutzgesetz) geändert und das Bundesgesetz über den
Schutz des Schweizerwappens und anderer öffentlicher Zeichen (Wappenschutzgesetz)
totalrevidiert werden. Im Rahmen des Markenschutzgesetzes schlug der Bundesrat vor,
neue Kriterien zur präziseren Bestimmung der geographischen Herkunft eines Produkts
zu verankern. Was deren Bestimmung betraf, beantragte er eine Unterteilung in drei
Kategorien: Naturprodukte, verarbeitete Naturprodukte und andere Produkte, wobei in
der letztgenannten Kategorie Industrieprodukte im Vordergrund standen. Um die
missbräuchliche Verwendung von « Swiss made » durch ausländische Unternehmen zu
bekämpfen, sah die Vorlage ausserdem ein Register für geographische Markenangaben
sowie die Schaffung eines Schweizer Schutztitels vor. Mit der Revision des
Wappenschutzgesetzes bezweckte der Bundesrat die Unterscheidung zwischen dem
Schutz des Wappens der Eidgenossenschaft (Schweizerkreuz in einem Wappenschild)
einerseits und der Schweizer Fahne und des Schweizerkreuzes andererseits. Während
das Wappen der ausschliesslichen Verwendung durch die Eidgenossenschaft
vorbehalten blieb, sollten die Schweizer Fahne und das Schweizerkreuz auch auf
Produkten von jenen Unternehmen angebracht werden dürfen, welche die zu
bestimmenden Herkunftskriterien der « Marke Schweiz » erfüllten In der
Frühlingsession befasste sich der Nationalrat als Erstrat mit der Swissness-Vorlage.
Während mit dem Schutz der « Marke Schweiz » die Hauptzielsetzung unbestritten war,
entbrannte eine heftige Debatte über die genauen Kriterien, die zur Anwendung
gelangen sollten, damit ein bestimmtes Produkt in den Genuss der geographischen
Herkunftsbezeichnung kam. Der bundesrätliche Entwurf erfuhr eine gewichtige
Differenzierung. In Abweichung zum Bundesrat, der bei den verarbeitenden
Naturprodukten einen einheimischen Anteil von mindestens 80 Prozent des
Rohstoffgewichts vorschlug, beschloss der Nationalrat, zwischen stark und schwach
verarbeiteten Lebensmitteln zu unterscheiden. Bei stark verarbeiteten Lebensmitteln
sollten 60 Prozent der Rohstoffe aus der Schweiz stammen und 60 Prozent der
Herstellungskosten in der Schweiz anfallen. Bei wenig verarbeiteten Lebensmitteln
sollte dagegen eine entsprechende 80-Prozent-Regel gelten. Von diesen
Anforderungen ausgeschlossen wurden Rohstoffe, die nicht in der Schweiz produziert
werden konnten (z. B. Kakao) oder temporär nicht zur Verfügung standen. Ausserdem
folgte die grosse Kammer dem Bundesrat in Bezug auf die Restkategorie. Demnach
mussten bei industriellen und anderen Produkten mindestens 60 Prozent der
Herstellungskosten (inklusive Forschung und Entwicklung) in der Schweiz anfallen. Diese
Lösung setzte sich mit 96 zu 84 Stimmen gegenüber einem Anteil von 50 Prozent durch,
welcher namentlich von den Vertretern der exportierenden Industrie bevorzugt wurde.
Aufgrund von zahlreichen Einzelanträgen wurde die Swissness-Vorlage im Ständerat
nicht wie geplant in der Herbst-, sondern erst in der Wintersession beraten. Nach dem
Nationalrat sprach sich auch die kleine Kammer für einen besseren Schutz der « Marke
Schweiz » aus. Der Ständerat wich jedoch in zwei wichtigen Punkten vom Nationalrat
ab. Was die industriellen Produkte betraf, setzte sich mit 24 zu 18 Stimmen die tiefere
50-Prozent-Hürde durch. Bei den verarbeiteten Naturprodukten verwarf der Ständerat
die Unterscheidung zwischen stark und schwach verarbeiteten Lebensmitteln. Eine
Mehrheit von 29 zu 13 Stimmen erachtete die Anwendung der vom Nationalrat
beschlossenen Differenzierung als zu kompliziert. In Übereinstimmung mit dem
bundesrätlichen Vorschlag sollten bei allen verarbeiteten Produkten mindestens 80
Prozent der Rohstoffe aus der Schweiz stammen. Zur Differenzbereinigung ging die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2012
LAURENT BERNHARD
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Swissness-Vorlage zurück an den Erstrat. Das Geschäft wurde im Nationalrat auf die
Frühjahrssession 2013 traktandiert. 8

Der Nationalrat setzte sich in der Frühjahrssession erneut mit der Swissness-Vorlage
auseinander. Im Vordergrund der Differenzbereinigung des Markenschutzgesetzes
standen die genauen Kriterien, die zur Anwendung gelangen sollten, damit bestimmte
Produkte in den Genuss der geographischen Herkunftsbezeichnung kamen. Im Bereich
der Lebensmittel räumte die grosse Kammer eine gewichtige Differenz aus, indem sie
auf die Linie des Ständerats einschwenkte: Mit einer Mehrheit von 107 zu 80 Stimmen
entschied der Nationalrat, dass mindestens 80 Prozent des Rohstoffgewichts aus der
Schweiz stammen musste, damit Lebensmittel als Schweizer Produkte galten.
Ausgenommen von dieser Regelung waren Rohstoffe, die nicht in der Schweiz
produziert werden konnten (z. B. Kakao) oder temporär nicht zur Verfügung standen.
Somit verabschiedete sich der Nationalrat von seinem im Vorjahr beschlossenen
Modell, das von der verarbeitenden Nahrungsmittelindustrie bevorzugt wurde. Dieses
sah eine Unterscheidung zwischen wenig und stark verarbeiteten Lebensmitteln vor,
wobei für Letztere ein Mindestanteil von lediglich 60 Prozent vorgesehen war. Für
Aufsehen sorgte eine Sonderregelung in Bezug auf die Milchprodukte. Der Nationalrat
entschied sich mit 128 zu 56 Stimmen, dass diese nur dann als einheimisch gelten
würden, wenn die verwendete Milch ausschliesslich aus der Schweiz stammte. Bei den
Industrieprodukten hielt der Nationalrat an seiner ursprünglichen Forderung nach
einem Schwellenwert von 60 Prozent der Herstellungskosten fest, wobei die Kosten für
Qualitätssicherung und Zertifizierung darin berücksichtigt werden konnten. Der
Ständerat hatte sich im vergangenen Jahr für einen Anteil von 50 Prozent entschieden,
der auch die Forschungs- und Entwicklungskosten einschloss. Diese Schwellenwerte
gaben Anlass zu erbitterten Auseinandersetzungen zwischen den betroffenen
Industriezweigen. So drohte die Fédération horlogère (FH), der Dachverband der
Uhrenindustrie, anfangs März aus der Economiesuisse auszutreten, da sich Letztere für
die weniger strikte Variante von 50 Prozent eingesetzt hatte. In der Sommersession
folgte der Ständerat bezüglich der Industrieprodukte der strikteren Version des
Nationalrats. Mit 22 zu 21 Stimmen kam dieser Entscheid hauchdünn zu Stande. Somit
konnte die letzte bedeutende Differenz bereinigt werden. Zudem sprach sich die kleine
Kammer bei den Milchprodukten in Übereinstimmung mit dem Nationalrat zu Gunsten
der einheimischen Landwirtschaft aus. Demnach mussten 100 Prozent des Rohstoffs
Milch Schweizerischer Herkunft sein. Im Rahmen der Schlussabstimmungen wurde das
Markenschutzgesetz im Nationalrat mit 135 zu 47 und im Ständerat mit 26 zu 13
Stimmen angenommen. Der Schweizerische Gewerbeverband (SGV), der dazu
aufgerufen hatte, die Vorlage abzulehnen, verzichtete darauf, das Referendum zu
ergreifen. Weit weniger umstritten erwies sich mit der Revision des
Wappenschutzgesetzes der zweite Bestandteil der Swissness-Vorlage. Diese bezweckt
eine Legalisierung der Verwendung der Schweizer Fahne und des Schweizerkreuzes auf
Produkten von Unternehmen, welche die im Rahmen des Markenschutzgesetzes
festgelegten Herkunftskriterien erfüllten. In der Schlussabstimmung wurde das
Wappenschutzgesetz im Ständerat einstimmig und im Nationalrat mit nur einer einzigen
Gegenstimme gutgeheissen. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.06.2013
LAURENT BERNHARD

Im Juni 2014 eröffnete der Bundesrat das Vernehmlassungsverfahren zu vier
Ausführungsverordnungen, die auf die Swissness-Gesetzesvorlage zurückgingen. Diese
hatte das Parlament zwölf Monate zuvor verabschiedet. Das Verordnungsrecht soll die
vom Parlament beschlossene Verbesserung des Schutzes der Bezeichnung "Schweiz"
und des Schweizerkreuzes mit präzisierenden Regeln weiter konkretisieren und zu
mehr Klarheit und Rechtssicherheit führen. So hält die angepasste
Markenschutzverordnung fest, wie die 60% Herstellungskosten berechnet werden, die
zur Bestimmung der geografischen Herkunft von Industrieprodukten massgeblich sind.
Der Entwurf für eine Verordnung über die Verwendung der Herkunftsangabe "Schweiz"
für Lebensmittel legt die Einzelheiten zur Berechnung des Mindestanteils an
schweizerischen Rohstoffen bei Lebensmitteln fest. Der Entwurf für eine
Registerverordnung regelt die Eintragung und den Schutz von Herkunftsangaben für
nichtlandwirtschaftliche Produkte beim Eidgenössischen Institut für Geistiges Eigentum
(IGE) und der Revisionsentwurf zur Wappenschutzverordnung definiert, wie das
elektronische Verzeichnis der geschützten öffentlichen Zeichen von Bund, Kantonen
und Gemeinden zu führen ist. Die Inkraftsetzung des Swissness-Gesamtpakets ist auf
den 1. Januar 2017 vorgesehen. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.06.2014
DAVID ZUMBACH
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Le Département fédéral de l’économie, de la formation et de la recherche (DEFR) a
délivré son ordonnance sur les matières premières exclues du calcul de la part
minimale requise « Swissness ». Alors que 81 demandes de dérogation ont été
déposées, seules 58 dérogations ont été retenues. Elles concernent 42 produits
naturels, temporairement non disponibles en Suisse, et 16 autres produits non
disponibles en Suisse. Ces dérogations sont temporaires. Un réexamen régulier est
prévu. L’ordonnance entrera en vigueur le 1er janvier 2017. 11

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 21.11.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Umsetzungsstand der Massnahmen im
Bereich der Regulierungskosten

Strukturpolitik

Im Februar 2016 genehmigte der Bundesrat einen Bericht zum Umsetzungsstand der
Massnahmen im Bereich der Regulierungskosten, der auf ein Postulat Föhn (svp, SZ)
zurückging und die Anliegen einer Motion Fournier (cvp, VS) mitbehandelte. Im Bericht
konstatierte der Bundesrat, dass man bei der Umsetzung der 2013 vorgeschlagenen
Massnahmen zur Senkung von Regulierungskosten "auf gutem Weg" sei. Zudem ging er
davon aus, dass zwei Drittel der Massnahmen bis Ende 2016 umgesetzt sein würden.
Einzig im Zollbereich und dem Rechnungslegungs- und Revisionsrecht sei eine schnelle
Umsetzung nicht möglich. Bei den E-Government-Projekten handle es sich um
langfristige IT-Projekte, deren Umsetzung Zeit und Ressourcen in Anspruch nähmen.
Die Abschaffung der Buchwertkonsolidierung ihrerseits sei in der Vernehmlassung zum
Vorentwurf zur Aktienrechtsrevision deutlich abgelehnt worden, was den Bundesrat
dazu bewogen hätte, bei geltendem Recht zu bleiben. Eine rasche Umsetzung, wie sie
Ständerat Föhn gefordert hatte, erachtete der Bundesrat gleichwohl mehrheitlich als
gegeben. In Bezug auf den Vorstoss von Ständerat Fournier wies der Bundesrat darauf
hin, dass er sich einsetzen werde, die in seiner Kompetenz liegenden Massnahmen
schnellstmöglich umzusetzen. Er wolle aber nicht, so der Bundesrat weiter, die
föderalistischen Kompetenzen neu definieren, um die Verwirklichung rein kantonaler
Massnahmen wie z.B. in der Berufsbildung zu beschleunigen. 12

BERICHT
DATUM: 24.02.2016
DAVID ZUMBACH

1) AB NR, 2006, S. 116; AB SR, 2006, S. 399 f.; NZZ, 3.7.06; BZ und TG, 16.11.06.
2) AB NR, 2006, S. 1116; AB SR, 2006, S. 399 f.; NZZ, 6.1., 3.7. und 16.11.06; TG, 16.11.06.
3) NZZ, 30.7.07; 24h, 17.10.07; BaZ und LT, 29.11.07.
4) NLZ, 1.4.08; NZZ, 16.10.08.
5) NLZ, 1.4.08; NZZ, 16.10.08.
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